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Dieselabgasskandal – Prüfung etwaiger Ansprüche gegenüber dem VW-Konzern 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
einige Verbandsmitglieder wurden von verschiedenen Kanzleien angeschrieben mit dem Hin-
weis auf eine mögliche drohende Verjährung von Gewährleistungsansprüchen und Ziel der 
Mandatierung in dieser Sache.  
 
In diesem Zusammenhang weisen wir auf Folgendes hin:  
 
Bei dem Dieselabgasskandal geht es um die Tatsache, dass in den Fahrzeugen des Volkswa-
gen-Konzerns (VW, Audi, Seat, Skoda und Porsche) aber auch in den Fahrzeugen anderer 
Hersteller (Mercedes-Benz, BMW, Opel und andere) nach Europäischem und US-
amerikanischem Recht unerlaubte Abschalteinrichtungen verwendet werden, die mittels spe-
zieller Sensorik erkennen, dass das Fahrzeug auf dem Prüfstand getestet wird. In einer Prüfsi-
tuation verändern diese Einrichtungen das Abgasverhalten derart, dass ein vermeintlich saube-
res Dieselfahrzeug suggeriert wird. Tatsächlich sind die NOx und oft auch die CO2-Ausstöße 
bei regulärem Betrieb erheblich höher. Wertverlust und Dieselfahrverbot, Stilllegung des 
Fahrzeugs samt Verlust des Versicherungsschutzes sind neben der Gesundheitsbeeinträchti-
gung und der Umweltverschmutzung theoretisch denkbare Folgen.  
 
Mittlerweile sind im Falle des Volkswagenkonzerns eine Vielzahl von Klagen bei verschiede-
nen Landgerichten (z. B. Landgericht Paderborn, Landgericht Hildesheim und andere) anhän-
gig bzw. erstinstanzlich entschieden. Soweit die Klagen der (privaten und gewerblichen) VW-
Kunden positiv beschieden worden sind, ist der VW-Konzern, soweit sich nicht eine ver-
gleichsweise Regelung ergeben hat, im Regelfall in die zweite Instanz gegangen (vgl. ver-
schiedene an den Oberlandesgerichten anhängige Verfahren, z.B. OLG Braunschweig, OLG 
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Celle, OLG Hamm, OLG München).  
 
Dazu verweisen wir auch auf eine Übersicht zum Thema „an Oberlandesgerichten anhängige 
Verfahren“ z. B. unter www.finanz-forum.de wie auch auf eine Übersicht unter www.test.de 
(„verbraucherfreundliche Gerichtsentscheidungen“) und auf www.iww.de. Danach verhandelt 
z.B. das Landgericht Braunschweig 16 Fälle im Monat Mai 2017.  
 
Im Regelfall geht es in den Entscheidungen um Sachmangelhaftung bzw. Rückerstattung des 
Kaufpreises abzüglich einer Nutzungsentschädigung.  
 
Insoweit ist es ggf. empfehlenswert, bei Kaufverträgen über Fahrzeuge der o. g. Marken etwa-
ige Ansprüche (Gewährleistungsansprüche / Schadensersatzansprüche) und deren Verjäh-
rungsfristen zu prüfen.  
 
Wir weisen darauf hin, dass wir lediglich für dieses Thema sensibilisieren und auf die eigen-
ständige Prüfung und möglicherweise Geltendmachung etwaiger Ansprüche aufmerksam ma-
chen wollen. Gleichwohl stehen wir für Rückfragen zur Verfügung.  
 
Eine Bündelung von Aktivitäten auf Bundesebene – wie beispielsweise beim Feuerwehrkar-
tell oder beim LKW-Kartell – ist aktuell nicht geplant. So hat der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund über seine Mitgliedsverbände hierzu bislang keine Hinweise oder Anfragen von 
betroffenen Kommunen erhalten, wie uns auf Nachfrage mitgeteilt wurde.  
 
Über die aktuellen Entwicklungen werden wir berichten.  
 
Im Auftrage 

 
Elke Kagelmann 
 


